
Antrag der Satzungsgruppe auf Neufassung der Vereinssatzung 

Mitgliederversammlung am 27. Juni 2025; Freie Turnerschaft Forchheim 1900 e. V. 
Vergleichende Gegenüberstellung der geltenden Satzung mit der angestrebten Neufassung inkl. Erläuterungen 
 

Linke Spalte: geltende Satzung (1976) 
Mittlere Spalte: Entwurf Neufassung (2025) 
Rechte Spalte: Erläuterungen 
 

Die Neufassung der Satzung ist ein entscheidender Schritt, um unseren Verein zukunftsfähig zu machen. Die aktualisierte Satzung 
ermöglicht es uns, klare Strukturen zu schaffen und den verantwortlichen Personen die nötige Kompetenz und Entscheidungsfreiheit zu 
übertragen. Damit legen wir das Fundament für eine moderne, transparente und effiziente Vereinsführung. 

Ein zentraler Punkt dieser Neufassung ist die Bildung eines gleichberechtigten Teamvorstands. Dieser Ansatz fördert eine 
gemeinschaftliche Entscheidungsfindung und verteilt gleichzeitig die Verantwortung auf mehrere Schultern. So vermeiden wir eine 
einseitige Abhängigkeit von einzelnen Personen und stellen sicher, dass wichtige Entscheidungen im Sinne des Vereins und unserer 
Mitglieder getroffen werden. 

Unsere neue Satzung orientiert sich maßgeblich an der Mustersatzung des Badischen Sportbunds und wurde zusätzlich durch Anregungen 
aus bereits modernisierten Satzungen benachbarter Vereine ergänzt. Dies stellt sicher, dass wir bewährte Prinzipien übernehmen und 
gleichzeitig auf die spezifischen Bedürfnisse unseres Vereins eingehen. 

Durch die Neufassung machen wir unseren Verein fit für die Zukunft, stärken die ehrenamtliche Arbeit und schaffen eine solide Grundlage 
für unser künftiges Vereinsleben. Damit können wir nicht nur effizienter agieren, sondern hoffentlich auch neue Mitglieder für die 
ehrenamtliche Vereinsarbeit gewinnen. Zudem erhalten wir unsere Attraktivität als Verein mit dem Ziel, diese zu steigern. Gemeinsam 
gestalten wir eine starke und moderne Vereinsstruktur, die den großen Herausforderungen der kommenden Jahre gewachsen ist. 

  



Wesentliche Änderungen in Kürze: 

• 10 Vorstandsbereiche (Ressorts) 
o Fußball 
o Volleyball 
o Turnen 
o Jugend 
o Finanzen und Controlling 
o Öffentlichkeitsarbeit 
o Feste und Events 
o Spenden & Sponsoring 
o Infrastruktur 
o Verwaltung 

• Gleichberechtigte Vertretung → Teamvorstand 
• Vorstand künftig mindestens 4 und maximal 10 Personen 
• Klare Aufgabenverteilung, Zuständigkeit, Kompetenz und Verantwortung auf mehreren Schultern 
• Neue Struktur soll Hürde der Übernahme eines Verantwortungsbereichs abbauen 
• Eigenverantwortliche Benennung weiterer Unterstützer (z. B. Abteilungsleiter, Ausschüsse) durch Ressortvorstand  
• Flexible und agile Möglichkeiten zur Erhebung von Beiträgen, Gebühren und Umlagen, z.B.: 

o Entscheidungskompetenz zu Mitgliedsbeiträgen und Kursgebühren künftig beim Gesamtvorstand 
o Gebührenmodell möglich (z. B. Kursangebote im Turnbereich) 
o Einführung von Arbeitsstunden und Erhebung einmaliger Umlagen möglich (nur mit Zustimmung der Mitgliederversammlung) 

  



Aktuelle Fassung 
 

Neue Fassung Erläuterungen 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung § 1 Name, Sitz, Eintragung und Geschäftsjahr  

Der im Jahre 1900 zu Forchheim gegründete 
Verein Freie Turnerschaft hat seinen Sitz in 
Rheinstetten/Forchheim. Seine Farben sind 
grün-rot. Er ist in das Vereinsregister beim 
Amtsgericht Karlsruhe eingetragen worden 
und führt nach seiner Eintragung den Zusatz 
„e. V.“. Der Verein ist Mitglied des Badischen 
Sportbundes, des Badischen 
Fußballverbandes, des Badischen 
Turnerbundes und des Badischen 
Volleyballverbandes. Soweit diese Satzung 
nichts anderes bestimmt, gelten die 
Satzungen des Badischen Sportbundes und 
der angeschlossenen Fachverbände, bei 
denen Mitgliedschaft besteht, 
rechtsverbindlich für den Verein und seine 
Einzelmitglieder. Der Verein, wie auch seine 
Einzelmitglieder, unterwerfen sich der 
Rechtsordnung des Badischen Sportbundes 
und der angeschlossenen Fachverbände. 

1. Der im Jahre 1900 in Forchheim gegründete Verein 
„Freie Turnerschaft Forchheim e. V.“ hat seinen Sitz 
in 76287 Rheinstetten. 

2. Die Vereinsfarben sind „grün-rot“. 
3. Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts 

Mannheim unter der Nummer VR 100097 
eingetragen. 

4. Das Geschäftsjahr entspricht einem Kalenderjahr. 

Zu Abs. 1: Genaues 
Gründungsdatum? Nicht 
bekannt und nicht erforderlich. 
Nennung Gründungsjahr i. O. 
 
Verbandsmitgliedschaften in § 
2 ausgegliedert 

 § 2 Verbandsmitgliedschaften  

 1. Der Verein ist Mitglied des Badischen Sportbundes 
Nord e. V. und den zuständigen Fachverbänden für 
Fußball, Volleyball und Turnen. Der Verein und seine 
Mitglieder erkennen die Satzungsbestimmungen 
und Ordnungen dieser Sportverbände in ihrer 

Zu Abs. 3: Ggf. für 
Faschingsgruppe relevant, 
hierfür wäre jedoch Anpassung 
des Satzungszwecks 
erforderlich. Vorsorgliche 



jeweils gültigen Fassung als rechtsverbindlich an. 
Der Verein und seine Einzelmitglieder unterwerfen 
sich der Rechtsprechung dieser Verbände und 
ermächtigen diese, die ihnen überlassenen 
Befugnisse bei der Verfolgung von Verstößen gegen 
die Satzungen und Ordnungen an übergeordnete 
Verbände zu übertragen. Dies gilt ebenso für 
Verstöße gegen die Satzungen und Ordnungen der 
übergeordneten Verbände. 

2. Der Verein kann weiteren Fachverbänden beitreten, 
deren Sportarten auf Wettkampf-, Breiten- oder 
Freizeitsportbasis betrieben werden. § 2 Abs. 1 gilt 
dann entsprechend. 

3. Die Mitgliedschaft in anderen Verbänden und 
Organisationen, die der Erfüllung des 
Vereinszwecks dienen, ist möglich. 

Aufnahme in Satzungszweck 
gesetzlich möglich? Oder muss 
der Satzungszweck tatsächlich 
ausgeübt werden? Ja, 
Ausübung ist für Erwerb und 
Erhalt der Gemeinnützigkeit 
zwingend erforderlich. Derzeit 
unproblematisch, da 
regelmäßige Teilnahme beim 
Umzug. Bei Aufnahme in 
Satzung jedoch ggf. auch 
weitere vereinsrechtliche 
Verpflichtungen, neben der 
tatsächlichen Ausübung. 
Deshalb gegen Aufnahme 
entschieden. 
 
Alternative: Prüfung einer 
(überschaubaren) 
Teilnahmegebühr, unabhängig 
vom Mitgliedsstatus, ohne 
Aufnahme in Satzungszweck. 
Ziele: Vereinsbindung, 
Ausgleich für verwendete 
Ressourcen (Nutzung/Belegung 
Vereinsgelände, Strom, Wasser, 
etc.) 

§ 2 Zweck des Vereins, Gemeinnützigkeit § 3 Zweck, Gemeinnützigkeit und Wertegrundsätze 
des Vereins 

 



Der Verein verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24. 
Dezember 1955, und zwar besonders durch 
die Pflege, Förderung und Verbreitung der 
Leibesübungen, des Fußball-, Handball- und 
Volleyballspiels und des Turnens 
(Gymnastik) und damit der körperlichen 
Ertüchtigung seiner Mitglieder. Etwaige 
Gewinne dürfen nur für die 
satzungsgemäßen Zwecke verwendet 
werden. Die Mitglieder erhalten keine 
Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als 
Mitglieder auch keine sonstigen 
Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Das 
Mitglied hat bei Ausscheiden keinerlei 
Ansprüche gegen den Verein. Es darf keine 
Person durch Verwaltungsausgaben, die den 
Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden. Die Aufgaben des 
Vereins vollziehen sich unter Wahrung der 
parteipolitischen und konfessionellen 
Neutralitäten. 

1. Vereinszweck ist die Pflege und Förderung des 
Sports, besonders des Sports für Kinder und 
Jugendliche. Der Vereinszweck wird insbesondere 
durch regelmäßige Übungsstunden, die 
Durchführung von Sportveranstaltungen und die 
Teilnahme an Sportveranstaltungen, sowie die 
Errichtung von Sportanlagen verwirklicht. 

2. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
"steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 
Er handelt selbstlos und verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke. 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die 
satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft als 
Mitglieder des Vereins keine Zuwendungen aus 
Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch 
zweckfremde Ausgaben oder unverhältnismäßig 
hohe Vergütungen begünstigt werden. 

4. Der Verein ist zudem berechtigt, Mittel an eine 
andere steuerbegünstigte Körperschaft oder eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts zur 
Förderung gemeinnütziger Zwecke im Sinne der 
Abgabenordnung weiterzugeben. Die 
Mittelweitergabe erfolgt ausschließlich in 
Übereinstimmung mit den steuerlichen Vorgaben 
und darf nicht gegen die Wertegrundsätze (§ 3 Abs. 
5) des Vereins verstoßen. 

5. Die Aufgaben des Vereins werden unter Wahrung 
der parteipolitischen und konfessionellen 

Zu Abs. 4: Befugnis zur 
Mittelweitergabe im Sinne des § 
58 Abgabenordnung 
klarstellend ergänzt (Stichwort 
„DKMS“, „Kinderhospiz“). 
 
Zu Abs. 5: Wertegrundsätze 
wesentlich ausführlicher als 
bisher 
 
Zu Abs.6: Systematisch ggf. in § 
7 Abs. 4 zum Ausschluss aus 
dem Verein „wichtiger Grund“ 
aufnehmen. Bleibt hier zur 
Verdeutlichung zusätzlich 
stehen. 



Neutralität ausgeübt. Der Verein verurteilt 
verfassungs- und fremdenfeindliche sowie 
antidemokratische Bestrebungen und jede weitere 
Form von diskriminierenden oder 
menschenverachtenden Einstellungen, 
insbesondere aufgrund der Nationalität, der 
Religion, des Geschlechts, des Alters, der sexuellen 
Identität oder einer Behinderung. Das gilt auch für 
jede Form von Gewalt, unabhängig davon, ob 
körperlicher oder seelischer Art. 

6. Mitglieder, die sich entgegen der in § 3 Abs. 5 
aufgeführten Wertegrundsätze verhalten, werden 
aus dem Verein ausgeschlossen. 

§3 Mitgliedschaft § 4 Mitgliedschaft  

Der Verein besteht aus: a) Aktiven 
Mitgliedern, b) Passiven Mitgliedern, c) 
Jugendlichen Mitgliedern (unter 18 Jahren) d) 
Ehrenmitgliedern. Aktives Mitglied kann 
werden, wer das 18. Lebensjahr vollendet 
hat. Passives Mitglied kann jede Person 
werden, die das 18. Lebensjahr vollendet 
und bestrebt ist, den Vereinszweck zu 
fördern und zu verfolgen. Aktive Mitglieder 
und passive Mitglieder haben gleiche Rechte 
und Pflichten. Jugendliche Mitglieder sind 
solche, die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. Zur Mitgliedschaft und 
sportlichen Betätigung muss in jedem Falle 
eine schriftliche Erlaubnis der Eltern bzw. 
des gesetzlichen Vertreters vorgelegt 

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person 
(ordentliches Mitglied), juristische Person oder 
Personengesellschaft (außerordentliches Mitglied) 
werden. 

2. Der Erwerb der Mitgliedschaft setzt einen 
Aufnahmeantrag in Schrift- oder Textform voraus, 
der an ein Mitglied des Vorstands oder die 
Vereinsgeschäftsstelle zu richten oder über die 
Kontaktmöglichkeit auf der Vereins-Webseite zu 
übermitteln ist. 

3. Der Aufnahmeantrag Minderjähriger ist von dem 
oder den gesetzlichen Vertreter(n) zu stellen. 

4. Über den Aufnahmeantrag entscheidet ein Mitglied 
des Vorstands nach eigenem Ermessen. Die 
Aufnahme kann ohne Begründung abgelehnt 
werden. 

Zu Abs. 1: Mit Blick auf 
Spenden/Sponsoring auch 
juristischen Personen und 
Personengesellschaften 
Mitgliedschaft ermöglichen und 
Stimmrecht einräumen. 
 
Unterscheidung in aktive und 
passive Mitglieder nicht 
erforderlich. Dies wird in der 
Beitragsordnung (bisher nicht 
vorhanden) geschehen. Muss 
bis zur Mitgliederversammlung 
2026 noch ausgearbeitet 
werden. 
 



werden. Die Erlaubnis der Eltern schließt 
den Haftungsausschluss im Sinne von §18 
dieser Satzung ein. Ehrenmitglieder 
genießen alle Rechte eines ordentlichen 
Mitgliedes, sind jedoch beitragsfrei. 
Ehrenmitglied kann werden, wer 50 Jahre 
ununterbrochen dem Verein angehört oder 
sich um die Förderung des Vereins und des 
Sports besondere hervorragende Verdienste 
erworben hat. Die Ernennung zum 
Ehrenmitglied erfolgt durch Beschluss der 
Mitgliederversammlung mit einer 2/3 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

5. Die Mitgliedschaft beginnt zum angegebenen 
Eintrittstermin, spätestens mit Beginn des Monats, 
in dem der Antrag dem Verein zugegangen ist. Die 
Aufnahme als Mitglied wird nicht gesondert 
bestätigt. Wird der Antrag abgelehnt, erfolgt eine 
Benachrichtigung in Schrift- oder Textform. Die 
Ablehnung bedarf keiner Begründung. Die 
Entscheidung ist nicht anfechtbar. 

6. Personen, die sich um die Förderung des Sports 
oder der Jugend besonders verdient gemacht 
haben, können durch Beschluss des Vorstands zu 
Ehrenmitgliedern ernannt werden. 

7. Einzelheiten werden in der Beitrags- und 
Ehrenordnung geregelt. 

Empfehlung für 
Beitrittsformular: „Die 
gesetzlichen Vertreter 
minderjähriger 
Vereinsmitglieder verpflichten 
sich mit dem Aufnahmegesuch 
für die Beitragsschulden bis 
zum Ablauf des Kalenderjahres 
aufzukommen, in dem der/die 
Minderjährige volljährig wird. 
 
Zu Abs. 4: Bei Sportfreunden 
und SV entscheidet nach dem 
Wortlaut der gesamte Vorstand 
über die Aufnahme. M. E. nicht 
praktikabel. 
 
Zu Abs. 5: Von SV Mörsch 
übernommen. Ausnahme: 
Ablehnung bei uns auch in 
Textform möglich. 
 
Zu Abs. 7: Ehrenordnung ist 
optional und bisher nicht 
vorhanden (Beispiele u.a.: 
Verein Ehrenordnung - FC 
Scheuring). 

§4 Aufnahme   

Mitglied des Vereins kann jede Person 
werden. Die Mitgliedschaft ist durch 

Ersatzlos gestrichen In § 4 aufgegangen 

https://fc-scheuring.de/verein-ehrenordnung/
https://fc-scheuring.de/verein-ehrenordnung/


schriftliche Anmeldung zu beantragen. Der 
Gesamtvorstand entscheidet über die 
Aufnahme oder Ablehnung. Eine 
ablehnende Entscheidung ist dem 
Antragsteller schriftlich mitzuteilen und zu 
begründen. Dieser kann gegen die 
Entscheidung des Gesamtvorstandes 
schriftlich Widerspruch erheben, und die 
Behandlung seines Aufnahmeantrages von 
der nächsten Mitgliederversammlung 
verlangen. Der von dieser Versammlung 
gefasste Beschluss ist endgültig, sofern die 
Entscheidung mit einer Mehrheit von 2/3 der 
anwesenden Stimmen erfolgt. Die vom 
Verein festgesetzte Beitragsgebühr ist ab 
dem Eintrittsmonat für das laufende 
Geschäftsjahr zu zahlen. 
 § 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder  

 1. Mit der Aufnahme in den Verein erkennt das Mitglied 
die Satzung an. Es verpflichtet sich, die 
Satzungsregelungen und die Ordnungen des Vereins 
sowie die Beschlüsse der Vereinsorgane zu 
befolgen. Die Mitglieder haben die Pflicht, die 
Vereinsinteressen zu fördern und alles zu 
unterlassen, was dem Ansehen und dem Zweck des 
Vereins entgegensteht. 

2. Die aktiven Mitglieder sind berechtigt, die 
Einrichtungen und Anlagen des Vereins, gemäß den 
geltenden Benutzungsordnungen, zu benutzen und 
an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen. 

Zu Abs. 2: Optionale 
Benutzungsordnung. Hier 
könnte bspw. die 
Entscheidungskompetenz zur 
Nutzung der Sportplätze oder 
die maximale Aufenthaltsdauer 
in den Kabinen nach dem 
Trainingsbetrieb geregelt 
werden. 



3. Stimmberechtigt bei der Mitgliederversammlung 
sind ordentliche Mitglieder ab dem vollendeten 18. 
Lebensjahr. Sie üben dieses Recht persönlich aus. 
Außerordentliche Mitglieder haben ebenfalls nur 
eine Stimme, die von einem Vertreter 
wahrgenommen wird. 

4. Wählbar sind alle ordentlichen Mitglieder ab 18 
Jahren. 

5. Bei Wahlen können nur Mitglieder vorgeschlagen 
werden, die in der Versammlung anwesend sind 
oder deren schriftliches Einverständnis mit der 
ihnen zugedachten Wahl vorliegt. 

6. Die Mitglieder sind verpflichtet, den Verein über 
Änderungen ihrer persönlichen Verhältnisse in 
Schrift- oder Textform zu informieren. Dazu gehört 
insbesondere:  
a) die Mitteilung von Adressänderungen 
b) Änderungen der Bankverbindung bei Teilnahme 
am Einzugsverfahren 
c) Mitteilung von persönlichen Veränderungen, die 
für die Beitragsberechnung relevant sind. 

7. Nachteile, die dem Mitglied dadurch entstehen, 
dass es dem Verein die erforderlichen Änderungen 
nach § 5 Abs. 6 nicht mitteilt, gehen zu Lasten des 
Mitglieds. Entsteht dem Verein dadurch ein 
Schaden, ist das Mitglied zum Ausgleich 
verpflichtet. 

 § 6 Mitgliedsbeiträge  



 1. Die Mitglieder sind zur Entrichtung von Beiträgen 
verpflichtet. Zusätzlich können außerordentliche 
Beiträge, Umlagen und Gebühren (z. B. 
Aufnahmegebühren, Abteilungsbeiträge, 
Kursgebühren) für besondere Leistungen des 
Vereins oder der Abteilungen erhoben werden. 

2. Der Verein ist bei besonderen Vorhaben mit 
außergewöhnlich hohen Kosten oder zur 
Beseitigung finanzieller Schwierigkeiten des Vereins 
zur Erhebung einmaliger Umlagen berechtigt, sofern 
dies zur Finanzierung notwendig ist. Über die 
Festsetzung der Höhe der Umlage entscheidet die 
Mitgliederversammlung, wobei eine Höchstgrenze 
von dem Dreifachen des Jahresbeitrags besteht. 

3. Die Mitglieder sind verpflichtet, bei Bedarf des 
Vereins Arbeitsleistungen zu erbringen. Nicht 
erbrachte Arbeitsstunden müssen durch einen 
Geldbetrag abgegolten werden. Den betroffenen 
Mitgliederkreis, die Anzahl der jährlichen 
Arbeitsstunden sowie den Betrag je nicht geleisteter 
Arbeitsstunde legt die Mitgliederversammlung fest. 

4. Der Vorstand bestimmt in einer Beitragsordnung die 
Höhe sowie Fälligkeit der Beiträge, Gebühren und 
Umlagen, soweit die Satzung keine abweichende 
Regelung trifft. 

5. Der Vorstand kann in begründeten Einzelfällen 
Beiträge, Gebühren und Umlagen ganz oder 
teilweise stunden, reduzieren oder erlassen. 

6. Die Beitragsordnung wird in der jeweils geltenden 
Fassung den Mitgliedern durch Aushang im 

Zu Abs. 1: Möglichkeit zur 
Erhebung weiterer Gelder 
geschaffen 
 
Zu Abs. 2: Möglichkeit zur 
Erhebung einer einmaligen 
Umlage je besonderem 
Vorhaben. Beschluss nur durch 
Mitgliederversammlung 
möglich. 
 
Zu Abs. 3: Möglichkeit zur 
Einführung von Arbeitsstunden 
für bestimmte Mitglieder (z. B. 
Einschränkung nach Alter, Grad 
der Behinderung, Art der 
Mitgliedschaft, etc.) und 
Kompensationszahlungen. 
Beschluss nur durch 
Mitgliederversammlung 
möglich. Entsprechende 
Regelungen sind ggf. in der 
Beitragsordnung zu ergänzen. 
 
Zu Abs. 4: 
Entscheidungskompetenz zu 
Beiträgen, etc. liegt künftig 
grundsätzlich beim Vorstand. 
Ausnahmen s. § 6 Abs. 2 und 3. 
 



Vereinsheim oder Veröffentlichung auf der Vereins-
Webseite bekannt gemacht und zur Einsicht 
bereitgestellt. 

Zu Abs. 5: Entscheidung nur 
durch Gesamtvorstand 
 
Zu Abs. 6: Transparenz 
gegenüber Mitgliedern 

§5 Austritt, Ausschluss, Vereinsstrafen, 
Ende der Mitgliedschaft 

§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft  

Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt 
oder Ausschluss. Die Funktionen und 
satzungsmäßigen Rechte kommen damit 
sofort zum Erlöschen. Der Austritt kann 
jederzeit durch schriftliche Mitteilung an den 
Verein erfolgen. Die Beitragspflicht erlischt 
mit Ablauf des Kalenderjahres. Der Verein 
behält sich das Recht vor, beim Austritt oder 
Ausschluss bestehende Beitragsrückstände 
innerhalb Jahresfrist einzufordern. 
Vorausbezahlte Beiträge werden nicht 
zurückerstattet. Der Ausschluss eines 
Mitgliedes kann durch den Gesamtvorstand 
aus nachstehenden Gründen erfolgen: a) 
Wenn ein Mitglied längere Zeit seinen 
Verpflichtungen gegenüber dem Verein nicht 
nachgekommen ist, und trotz mehrmaliger 
Aufforderung seinen Zahlungen nicht 
nachkommt. b) c) d) Bei groben oder 
wiederholten Vergehen gegen diese 
Vereinssatzung, sowie wegen grob 
unsportlichen Betragens. Wegen 
unehrenhaften Verhaltens, Unehrlichkeit 

1. Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, durch das 
Erlöschen der Rechtsfähigkeit, durch freiwilligen 
Austritt, durch Streichung von der Mitgliederliste 
oder durch Ausschluss aus dem Verein. 
Verpflichtungen gegenüber dem Verein müssen bis 
zum Ablauf des laufenden Geschäftsjahres erfüllt 
werden. 

2. Der freiwillige Austritt erfolgt in Schrift- oder 
Textform gegenüber einem Mitglied des Vorstands 
oder der Vereinsgeschäftsstelle. Er ist nur zum Ende 
eines Geschäftsjahres und frühestens zum Ende 
des auf den Eintritt folgenden Kalenderjahres unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen 
zulässig. 

3. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands 
von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es 
trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des 
Beitrags, der Gebühr oder der Umlage im Rückstand 
ist. Die Streichung darf erst beschlossen werden, 
nachdem seit dem Versand des zweiten 
Mahnschreibens drei Monate vergangen sind und 
die Forderungen des Vereins nicht beglichen 
wurden. Eine Streichung ist auch möglich, wenn das 

Zu Abs. 2: Voraussetzung für die 
Aufnahme beim BSB: die 
Mitgliedschaft im Verein muss 
laut Vereinssatzung mehr als 
ein Jahr dauern (siehe § 2 BSB-
Aufnahmeordnung) 
 
Auf Kündigungsfrist von 6 
Wochen statt 3 Monaten 
geeinigt. Künftig stärkere 
Beachtung auf Einhaltung. 



oder sonstiger, das Ansehen des Vereins 
schädigender oder beeinträchtigender 
Handlungen. Wenn ein Mitglied an 
Einrichtungen des Vereins grob fahrlässig 
oder mutwillig Schaden verursacht. Das 
Mitglied ist vorher schriftlich zu hören, 
sofern seine Anschrift bekannt ist. Von der 
Entscheidung ist dem Mitglied durch 
eingeschriebenen Brief Mitteilung zu 
machen. Es kann innerhalb einer Woche 
gegen die Entscheidung beim Vorstand des 
Vereins Widerspruch einlegen. Dessen 
erneute Entscheidung ist dem Mitglied 
ebenfalls durch eingeschriebenen Brief 
zuzustellen. Dem Mitglied bleibt sodann der 
sportliche Rechtsweg entsprechend den 
Satzungen des Badischen Sportbundes oder 
der Fachverbände bzw. der ordentliche 
Rechtsweg offen. Eine Anrufung der 
Mitgliederversammlung ist nicht möglich. 
Der Ausgeschlossene verliert jeden 
Anspruch an den Verein, bleibt jedoch für 
einen dem Verein zugefügten Schaden 
haftbar. Dem Verein gehörende 
Inventarstückte, Sportausrüstungen und 
Gelder etc. die sich in seinem Besitz 
befinden, sind sofort zurückzugeben. 
Außerdem können gegen Vereinsmitglieder 
disziplinarische Strafen verhängt werden, 
wenn die unter a) bis d) genannten 

Mitglied dem Verein länger als sechs Monate 
keinerlei aktuelle Kontaktdaten bereitgestellt hat. 

4. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen 
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Der 
Ausschluss erfolgt durch Beschluss des Vorstands 
in einer Sitzung, bei der mindestens zwei Drittel der 
Mitglieder des Vorstands teilnehmen. 
Ausschließungsgründe sind insbesondere: 
a. Grober oder wiederholter Verstoß des Mitglieds 

gegen die Satzung, Ordnungen oder Beschlüsse 
des Vereins. 

b. Schwere Schädigung des Ansehens des Vereins. 
5. Vor Beschlussfassung über den Ausschluss ist dem 

Mitglied unter Setzung einer angemessenen Frist 
Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor dem 
Vorstand oder schriftlich zu rechtfertigen. Das 
Verfahren legt der Vorstand fest. Die Entscheidung 
über den Ausschluss ist schriftlich zu begründen 
und dem Mitglied mitzuteilen. Gegen die 
Entscheidung des Vorstands kann das Mitglied 
innerhalb eines Monats nach Zugang des 
Ausschließungsbeschlusses Berufung an die 
Mitgliederversammlung einlegen. Ist die Berufung 
fristgerecht eingereicht, entscheidet die nächste 
ordentliche oder außerordentliche 
Mitgliederversammlung. 



Voraussetzungen vorliegen, ohne dass der 
Ausschluss aus dem Verein in Frage kommt. 
Es gelten die gleichen 
Verfahrensvorschriften wie für den 
Ausschluss. 
§6 Rechte und Pflichten der Mitglieder   

Ehrenmitglieder, aktive und passive 
Mitglieder haben gleiche Rechte im Verein. 
Sie haben Stimmrecht in allen 
Versammlungen und das Recht an allen 
Veranstaltungen teilzunehmen. Jedem 
Mitglied wird gewissenhafte Befolgung 
dieser Satzung und rege Beteiligung an den 
Versammlungen und Veranstaltungen zur 
Pflicht gemacht. Außerdem wird von jedem 
aktiven Mitglied, als selbstverständlich 
vorausgesetzt, dass es an den angesetzten 
Spielen und Wettkämpfen für den Verein 
oder an den festgesetzten Trainingsstunden 
regelmäßig teilnimmt und den 
Anforderungen des jeweils hierfür 
Verantwortlichen Folge leistet. Fühlt sich ein 
Mitglied aus irgendeinem Grund 
benachteiligt, beleidigt oder zurückgesetzt, 
so ist es seine Pflicht, dies sofort dem 
Vorstand zu melden, der dann die 
Angelegenheit schlichtet. Es ist keinem 
aktiven Mitglied gestattet, in derselben 
Sportart einem anderen Sportverein als 
aktives Mitglied anzugehören. Für 

Ersatzlos gestrichen In § 5 aufgegangen 



Angehörige von 
Betriebssportgemeinschaften gelten die 
vom Badischen Sportbund bzw. die von den 
Fachverbänden hierfür erlassenen 
Bestimmungen. 
§7 Einnahmen und Ausgaben   

Die Einnahmen des Vereins bestehen aus a) 
Beiträgen, b) Einnahmen aus Wettkämpfen 
und sonstigen Vereinsveranstaltungen, c) 
freiwilligen Spenden und d) sonstigen 
Einnahmen. Die Höhe der Vereinsbeiträge 
werden vom Gesamtvorstand unter 
Genehmigung der Mitgliederversammlung 
festgesetzt. Die Ausgaben des Vereins 
bestehen aus a) Verwaltungsausgaben und 
b) Aufwendungen im Sinne des §2 dieser 
Satzung. Für besondere Aufwendungen und 
Anschaffungen sowie für Baulichkeiten ist 
die Genehmigung der 
Mitgliederversammlung einzuholen. 

Ersatzlos gestrichen In diversen §§ aufgegangen 

§8 Vermögen   

Für sämtliche Verbindlichkeiten des Vereins 
haftet ausschließlich des Vereinsvermögen. 
Es besteht aus dem Grundvermögen, dem 
Kassenbestand, den Bankguthaben sowie 
den beweglichen und unbeweglichen 
Einrichtungsgegenständen. Hierzu rechnen 
auch die Überschüsse aus allen 
Veranstaltungen. 

Ersatzlos gestrichen  



§9 Organe des Vereins § 8 Organe des Vereins  

Organe des Vereins sind a) der Vorstand 
(§10) und b) die Mitgliederversammlung 
(§17) 

1. Organe des Vereins sind: 
a. die Mitgliederversammlung 
b. der Vorstand im Sinne von § 26 BGB 

2. Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich 
ehrenamtlich ausgeübt. Falls erforderlich, können 
sie jedoch im Rahmen der haushaltsrechtlichen 
Möglichkeiten gegen Zahlung einer 
Aufwandsentschädigung gemäß § 3 Nr. 26a 
Einkommensteuergesetz ausgeübt werden. Die 
Entscheidung über eine derartige entgeltliche 
Tätigkeit trifft der Vorstand. 

3. Die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins haben 
einen Ersatzanspruch gemäß § 670 BGB für 
Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den 
Verein entstanden sind (z. B. Reisekosten, Porto, 
Telefon). Der Anspruch auf Aufwendungsersatz 
kann nur innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nach Entstehung geltend gemacht werden. 
Einzelheiten werden in der Finanzordnung geregelt. 

Zu Abs. 2: 
Ermächtigungsgrundlage zur 
Zahlung einer angemessenen 
Aufwandsentschädigung 
(„Ehrenamtspauschale“; 
aktuell bis 840 €). Fehlt eine 
solche 
Ermächtigungsgrundlage in der 
Satzung und werden trotzdem 
pauschale 
Aufwandsentschädigungen 
oder sonstige Vergütungen an 
gewählte, berufene oder 
bestellte Funktionäre des 
Vereins gezahlt, so läuft der 
Verein Gefahr, dass ihm die 
Gemeinnützigkeit entzogen 
wird. 
 
Hingegen ist eine pauschale 
Aufwandsentschädigung oder 
sonstige Vergütung von 
Tätigkeiten auch ohne 
Satzungsgrundlage möglich, 
wenn die Tätigkeit von Personen 
erbracht wird, die nicht eine 
satzungsmäßige Funktion 
ausüben. 
 



Zu Abs. 3: Optionale 
Finanzordnung, um Ansprüche 
genau zu definieren. 
Aufwendungsersatz jedoch 
auch ohne Finanzordnung 
möglich. 

 § 9 Mitgliederversammlung  

siehe § 17 a.F. 1. In jedem Kalenderjahr ist eine 
Mitgliederversammlung durchzuführen, die 
innerhalb von sechs Monaten nach Ende des 
Geschäftsjahres stattfinden soll. Sie wird unter 
Einhaltung einer Frist von zwei Wochen und mit 
Angabe der Tagesordnung einberufen. Die 
Einberufung erfolgt durch Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Stadt Rheinstetten sowie auf der 
Vereins-Webseite (http://www.ftf1900.de). 

2. Anträge zur ordentlichen Mitgliederversammlung 
müssen spätestens sieben Tage vor der 
Versammlung in Textform und mit Begründung bei 
einem der Vorstandsmitglieder eingereicht werden. 

3. Die Mitgliederversammlung wird von einem 
Vorstandsmitglied geleitet (Versammlungsleiter). 
Der Versammlungsleiter ernennt einen 
Schriftführer. 

4. Wahlen können, sofern dies die 
Mitgliederversammlung mit absoluter Mehrheit 
beschließt, als Blockwahl durchgeführt werden. 
Dies gilt sinngemäß auch für den Beschluss zur 
Gesamtentlastung des Vorstands. Eine Blockwahl 
ist ausgeschlossen, wenn die Bewerberzahl die 

Zu Abs. 1: Website-Adresse ab 
2025? Neue Adresse: 
http://www.ftf1900.de 
 
Ist eine Veröffentlichung im 
Anzeigenteil des 
Gemeindeblatts notwendig? 
Nein, keine gesetzlichen 
Vorgaben. Vereinsteil ist daher 
ausreichend.  
 
Zu Abs. 4: Blockwahl 
ermöglicht 
 
Zu Abs. 5 und 6: Grundsatz 
einfache Mehrheit, abweichend 
hiervon 2/3 bei 
Satzungsänderungen, ¾ bei 
Änderung des Vereinszwecks, 
Auflösung und Verschmelzung 
 
Zu Abs. 7: Protokoll bei MV 
rechtlich zwingend. Bei 

http://www.ftf1900.de/


maximale Anzahl an wählbaren Mitgliedern des 
jeweiligen Gremiums übersteigt. 

5. Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der 
Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
Die Beschlussfassung erfolgt durch die Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen. Ungültige 
Stimmen und Stimmenhaltungen werden 
protokolliert, bleiben aber unberücksichtigt. Eine 
geheime Beschlussfassung erfolgt, wenn 
mindestens 10% der anwesenden 
Stimmberechtigten dies beantragen. 

6. Beschlüsse über Satzungsänderungen bedürfen 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Ungültige Stimmen und 
Stimmenhaltungen werden protokolliert, bleiben 
aber unberücksichtigt. Abweichend davon bedürfen 
Beschlüsse über die Änderung des Vereinszwecks, 
die Auflösung oder die Verschmelzung einer 
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen 
Stimmen. 

7. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist 
ein Protokoll aufzunehmen, das vom 
Versammlungsleiter und dem Schriftführer 
unterzeichnet wird. 

8. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
muss einberufen werden, wenn mindestens 10 % 
der Mitglieder des Vereins dies schriftlich und unter 
Angabe der Gründe bei einem Vorstandsmitglied 
beantragen. Ferner kann der Vorstand jederzeit eine 
außerordentliche Mitgliederversammlung 

Vorstandssitzungen z. B. 
optional. 
 
Zu Abs. 8: Minderheitenrecht 
gesetzlich vorgeschrieben. 
Gleiche Regeln wie bei 
ordentlicher MV (Ausnahme: 
Einladung über Zeitung 
rechtlich nicht ausreichend bei 
außerordentlicher MV, deshalb 
ist Aufnahme der Website-
Adresse erforderlich, s. Abs. 1) 



einberufen. Er ist hierzu verpflichtet, wenn es im 
Interesse des Vereins liegt. Für die Einladung und 
Durchführung einer außerordentlichen 
Mitgliederversammlung gelten die Vorschriften des 
§ 9 Abs. 1 bis 7 entsprechend. 

9. Der Vorstand kann zu einer virtuellen oder hybriden 
Mitgliederversammlung einladen. Wird eine hybride 
oder virtuelle Versammlung einberufen, muss die 
Einladung Informationen darüber enthalten, wie die 
Mitglieder ihre Rechte im Wege der elektronischen 
Kommunikation ausüben können. 

 § 10 Zuständigkeit der Mitgliederversammlung  

siehe § 17 a.F. Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende 
Aufgaben: 
 
a. Entgegennahme der Jahresberichte des Vorstands 
b. Entgegennahme der Berichte der Kassenprüfer 
c. Entlastung, Wahl und Abberufung des Vorstands 
d. Wahl der Kassenprüfer 
e. Bestimmung eines Wahlleiters 
f. Beschlussfassung über Satzungsänderungen, 

Änderungen des Vereinszwecks sowie über die 
Auflösung oder Verschmelzung des Vereins 

g. Beratung und Entscheidung über eingereichte 
Anträge 

h. Beschlussfassung über Berufungen gegen einen 
Vereinsausschluss 

i. Entscheidung über einmalige Umlagen sowie über 
Arbeitsstunden gemäß § 6 Abs. 2 und 3 

SV Mörsch und Sportfreunde 
stellen jährlich einen 
Haushaltsplan auf, der in der 
MV verpflichtend bekannt 
gegeben werden muss. 
 
Verpflichtende Bekanntgabe 
eines Haushaltsplans 
gestrichen. Sollte dennoch 
künftiges Ziel sein (Stichwort 
Budgetierung einzelner 
Ressorts) 
 
Zu j. und k.: Sportfreunde 
jeweils 100.000 €, SV Mörsch 
keine Regelung getroffen. Auf 
50.000 € geeinigt. 



j. Beschlussfassung über finanzielle Maßnahmen (z. 
B. Investitionen oder Darlehen) über 50.000 € 

k. Entscheidung über die Veräußerung von 
Vereinsvermögen über 50.000 € 

§10 Vorstand §11 Vorstand  

Der Vorstand des Vereins setzt sich 
zusammen aus dem geschäftsführenden 
Vorstand a) dem 1. Vorsitzenden; b) dem 2. 
Vorsitzenden; c) dem 1. Kassier; d) dem 
Schriftführer; sowie dem erweiterten 
Vorstand; e) dem 
Spielausschussvorsitzenden und der 
Jugendleitung als Vertreter der 
Fußballabteilung; f) dem 2. Kassier; g) den 
Abteilungsleitern der übrigen Abteilungen; h) 
dem Pressewert; i) dem 
Wirtschaftsausschussvorsitzenden; j) den 
Beisitzern und k) sonstigen 
Vereinsmitgliedern für Sonderaufgaben. 
Vorstand im Sinne des §26 BGB ist der 1. 
Vorsitzende, der 2. Vorsitzende und der 1. 
Kassier, der 1. Vorsitzende ist 
alleinvertretungsberechtigt, der 2. 
Vorsitzende vertritt zusammen mit dem 1. 
Kassier. 

1. Den Vorstand im Sinne von § 26 BGB bilden 
mindestens vier bis höchstens zehn 
gleichberechtigte Mitglieder. Die Verteilung der 
Zuständigkeitsbereiche (Ressorts) regeln die 
Mitglieder untereinander. Die Zuständigkeiten 
werden in der Geschäftsordnung festgehalten und 
müssen den Mitgliedern spätestens 2 Monate nach 
der Wahl durch Veröffentlichung auf der Vereins-
Webseite bekannt gegeben werden. 
Zuständigkeitsänderungen sind jederzeit möglich 
und müssen zeitnah auf der Vereins-Webseite 
veröffentlicht werden. 

2. Der gewählte Vorstand kann aus seinem Kreis ein 
Mitglied als Vorstandssprecher wählen und auch 
wieder abberufen. 

3. Soweit die Satzung keine nähere Regelung trifft, 
umfasst der Begriff „Vorstand“ alle 
Vorstandsmitglieder. 

4. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich 
durch die Vorstände gleichberechtigt vertreten. 
Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln 
vertretungsberechtigt. Näheres, wie etwa 
erforderliche Zustimmungen von Organen für 
bestimmte Rechtsgeschäfte und 

Zu Abs. 1: Gleichberechtigter 
Teamvorstand mit klarer 
Aufgabenverteilung, 
Zuständigkeit, Kompetenz und 
Verantwortung 
 
Ziel ist es, auch die 
Kompetenzen (z. B. eigener, 
finanzieller 
Verantwortungsbereich) der 
Vorstände und ggf. des 
Vorstandssprechers in der 
Geschäftsordnung 
aufzunehmen. (Stichwort 
Transparenz ggü. Mitgliedern 
und Klarheit innerhalb des 
Gesamtvorstands). Entgegen 
der Zuständigkeit jedoch keine 
Verpflichtung lt. Satzung. 
 
Zu Abs. 2: Der 
Vorstandssprecher kann z. B. 
primärer Ansprechpartner für 
den Verband, für die Gemeinde, 
für Angelegenheiten des 



Dauerschuldverhältnisse, wird in der Finanz- und 
Geschäftsordnung geregelt. 

5. Die Mitglieder des Vorstands werden von der 
Mitgliederversammlung für eine Amtszeit von zwei 
Jahren gewählt, gerechnet ab dem Tag der Wahl. Sie 
bleiben jedoch bis zur Durchführung einer 
Mitgliederversammlung nach Ablauf der 
Wahlperiode oder bis zur Wiederwahl im Amt. Eine 
geheime Wahl erfolgt, wenn mindestens 10% der 
anwesenden Stimmberechtigten dies beantragen. 

6. Die Vorstandsmitglieder sind einzeln zu wählen, 
sofern die Mitgliederversammlung keine Blockwahl 
beschließt. Gewählt ist, wer die absolute Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen erhält. 

7. Werden mehr als zehn Bewerber mit absoluter 
Mehrheit gewählt, erfolgt bei Stimmengleichheit 
eine Stichwahl zwischen den Bewerbern mit den 
wenigsten erhaltenen Stimmen, sodass die 
maximale Anzahl von zehn Vorstandsmitgliedern 
eingehalten wird. In der Stichwahl entscheidet die 
einfache Mehrheit. Jedes stimmberechtigte Mitglied 
hat dabei eine Stimme. 

8. Die Abberufung eines Vorstandsmitglieds ist 
jederzeit durch die Mitgliederversammlung möglich. 
Hierfür ist die absolute Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen erforderlich. 

9. Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, kann 
der verbleinende Vorstand für den Rest der 
regulären Wahlperiode einen Nachfolger 
bestimmen. 

Gesamtvereins, für 
repräsentative Aufgaben, etc. 
sein. Die Funktion gewährt 
grundsätzlich keine höhere 
Entscheidungsbefugnis 
innerhalb des Vorstands. 
Ausnahme z.B.: 
Stimmengleichheit bei 
Vorstandsbeschlüssen, 
Einberufung von 
Vorstandssitzungen 
 
Zu Abs. 4: Aus Mustersatzung 
 
Bisher: 1. Vorsitzender 
einzelvertretungsberechtigt. 2. 
Vorsitzender und Kassier nur 
gemeinschaftlich. Neu: 
Gleichberechtigte 
Einzelvertretung. 
Einschränkungen im 
Innenverhältnis (z. B. für 
bestimmte Rechtsgeschäfte) 
können in der Finanz- oder 
Geschäftsordnung geregelt 
werden oder sind an anderer 
Stelle der Satzung (z. B. 
Zustimmung in der MV ab 
50.000 € erforderlich) speziell 
festgelegt. 



10. Das Amt des Vorstands wird grundsätzlich 
ehrenamtlich ausgeübt. 

11. Abweichend von Abs. 9 kann die 
Mitgliederversammlung beschließen, dass 
Vorstandsmitgliedern auf Antrag eine angemessene 
Vergütung für ihre Tätigkeit gezahlt wird. 

 
Zu Abs. 6: Wahlmodus; Verweis 
auf Blockwahl nach § 9 Abs. 4 
 
Nur 1 Stimme bei Stichwahl 
klarstellend ergänzt. 
 
Zu Abs. 11: Möglichkeit 
schaffen. Derzeit nicht geplant. 
Übernommen vom SV Mörsch. 

§11 Vorstandswahl   

Die Wahl des Vorstandes und etwaiger 
Ausschüsse erfolgt auf die Dauer von 2 
Jahren in der Mitgliederversammlung. 
Wiederwahl ist zulässig. Für ein während der 
Amtszeit ausscheidendes Vorstandsmitglied 
hat Neuwahl in der darauffolgenden 
Mitgliederversammlung zu erfolgen. Eine 
Amtsenthebung ist nur mit Billigung der 
Mitgliederversammlung durch Abstimmung 
mit einfacher Mehrheit möglich. 

Ersatzlos gestrichen Im Wesentlichen in § 5 und § 11 
aufgegangen 

§12 Befugnisse des Vorstandes § 12 Zuständigkeit des Vorstands  

Der 1. Vorsitzende, oder im Falle der 
Verhinderung der 2. Vorsitzende zusammen 
mit dem 1. Kassiert, vertritt den Verein 
gerichtlich und außergerichtlich. Ihm obliegt 
die Geschäftsleitung, die Ausführung der 
Vereinsbeschlüsse und die Verwaltung des 
Vereinsvermögens. Zur Durchführung kann 
er sich der hierzu notwendigen Hilfekräfte 

1. Der Vorstand leitet und führt den Verein 
entsprechend dieser Satzung und der Ordnungen. 
Der Vorstand ist für die Angelegenheiten des 
Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die 
Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen 
wurden. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 
 

Weitere Zuständigkeiten des 
Vorstands sind systematisch in 
anderen §§ aufgeführt. Bspw. in 
§ 15 Abteilungen oder § 17 
Ordnungen 
 
Zu Abs. 1 d: Verpflichtende 
Bekanntgabe eines 



bzw. Hilfsmittel bedienen. Er kann die 
Vertretungsbefugnis satzungsgemäß 
übertragen. Der 1. Vorsitzende leitet die 
Verhandlungen des Vorstandes, er beruft 
den Vorstand zu regelmäßigen 
Versammlungen ein. Die Einladungen sollen 
schriftlich oder durch Veröffentlichungen im 
Lokalblatt der Gemeinde Rheinstetten 
(Nachrichten der Gemeinde Rheinstetten) 
erfolgen. Die Beschlüsse im Vorstand 
werden nach Stimmenmehrheit gefasst. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 
Der Schriftführer hat über jede Sitzung des 
Vorstandes und der Mitgliederversammlung 
ein Protokoll aufzunehmen, insbesondere 
die Beschlüsse aufzusetzen. Die Protokolle 
sind vom Schriftführer und dem 
Vorsitzenden zu unterzeichnen. Er besorgt 
die sonstigen schriftlichen Arbeiten. Der 1. 
Kassier verwaltet die Kasse des Vereins, 
führt ordnungsgemäß Buch über alle 
Einnahmen und Ausgaben und hat der 
Mitgliederversammlung einen mit Belegen 
versehenen Rechnungsbericht zu erstatten. 
Er nimmt alle Zahlungen für den Verein 
gegen seine alleinige Quittung in Empfang, 
darf aber Zahlungen für den Verein gegen 
seine alleinige Quittung in Empfang, darf 
aber Zahlungen für Vereinszwecke nur mit 
Billigung des 1. Vorsitzenden leisten. Der 

a. Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und 
Festlegung der Tagesordnungen 

b. Einladung zur Mitgliederversammlung 
c. Umsetzung der Beschlüsse der 

Mitgliederversammlung  
d. Buchhaltung und Erstellung eines Jahresberichts 
e. Abschluss, Änderung und Kündigung von Dienst-, 

Arbeits-, Pacht- und sonstigen Verträgen  
f. Beschluss über die Aufnahme, Streichung bzw. 

den Ausschluss von Mitgliedern 
2. Der Vorstand kann gemäß § 30 BGB besondere 

Vertreter ernennen und abberufen. Den besonderen 
Vertretern wird dadurch die damit verbundene 
Vertretungs- und Geschäftsführungsvollmacht 
übertragen. 

3. Der jeweils zuständige Vorstand ist berechtigt, 
Ausschüsse für sein Ressort zu bilden. 

4. Ein Vorstandsmitglied kann mehrere Ressorts 
verantworten. Ebenso können verschiedene 
Vorstandsmitglieder die Verantwortung für ein 
Ressort gemeinsam tragen. 

5. Einzelheiten werden in der Geschäftsordnung 
geregelt. 

Haushaltsplans gestrichen. 
Sollte dennoch internes Ziel 
sein (Stichwort Budgetierung) 
 
Zu Abs. 2: Besondere Vertreter 
können bspw. Abteilungsleiter 
sein. Die Vertretungsmacht 
eines besonderen Vertreters 
erstreckt sich auf alle 
Rechtsgeschäfte, die der ihm 
zugewiesene Geschäftskreis 
gewöhnlich mit sich bringt. Bei 
den Registergerichten ist 
umstritten, ob die besonderen 
Vertreter gem. § 30 BGB in das 
Vereinsregister eingetragen 
werden müssen. Im Bedarfsfall 
mit dem zuständigen 
Rechtspfleger klären. 
 
Zu Abs. 3: Ressortvorstände 
können ohne Zustimmung des 
Gesamtvorstands einen 
Ausschuss innerhalb ihrer 
Ressorts bilden. 
 
Zu Abs. 4: Flexible Regelung zu 
Zuständigkeiten der gewählten 
Vorstände 



Gesamtvorstand ist berechtigt, jeweils nur 
im Einzelfall, den Vorsitzenden oder ein 
anderes Mitglied des Vorstandes zur 
Vornahme von Rechtsgeschäften und 
Rechtshandlungen, sowie zu Ausgaben, die 
die Geschäfte der laufenden Verwaltung 
betreffen, für den Verein zu ermächtigen. 
 § 13 Beschlussfassung des Vorstands  

 1. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in der Regel in 
Vorstandssitzungen, die regelmäßig von einem 
Vorstandsmitglied einberufen werden. In jedem Fall 
muss eine Einberufungsfrist von einer Woche 
eingehalten werden. Eine Mitteilung der 
Tagesordnung ist nicht erforderlich. 

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend ist. 
Beschlüsse werden mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gefasst, soweit die Satzung 
nichts anderes bestimmt. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorstandssprechers den 
Ausschlag. 

3. Alle Beschlüsse des Vorstands sollen schriftlich 
festgehalten werden. Die Niederschrift soll Ort und 
Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der 
Teilnehmer sowie die gefassten Beschlüsse und 
deren Abstimmungsergebnis enthalten. 

4. Vorstandssitzungen können auch in virtueller oder 
hybrider Form durchgeführt werden. 

5. Einzelheiten werden in der Geschäftsordnung 
geregelt. 

Zu Abs. 2: Abweichung vom 
Gleichheitsgrundsatz. 
Vorstandssprecher kann bei 
Stimmengleichheit 
entscheiden. 
 



§13 Ausschüsse   

Die Mitgliederversammlung und der 
Vorstand sind berechtigt, für den 
ordnungsgemäßen Ablauf der 
Vereinsgeschäfte Ausschüsse einzusetzen 
und diesen entsprechenden Richtlinien für 
Ihre Tätigkeiten zu erteilen. 

Ersatzlos gestrichen In § 12 aufgegangen 

§14 Jugendleitung § 14 Vereinsjugend  

Die Jugendleitung kann sich eigenen, vom 
Gesamtvorstand zu genehmigende 
Richtlinien für Ihre Aufgaben schaffen. Sie 
muss für deren Einhaltung sorgen und ist 
auch für die einwandfreie und 
ordnungsgemäße Verwendung der 
Jugendleitung zugewiesenen Geldmittel 
verantwortlich. 

1. Die Vereinsjugend ist die Jugendorganisation des 
Vereins. Ihr gehören alle Mitglieder bis zur 
Vollendung des 19. Lebensjahres sowie die 
gewählten Mitglieder des Jugendausschusses an. 

2. Die Vereinsjugend führt und verwaltet sich 
selbstständig und entscheidet über die ihr 
zufließenden Mittel unter Berücksichtigung des 
gemeinnützigen Zwecks des Vereins. 

3. Die Vereinsjugend wird durch den Jugendvorstand 
geleitet. 

4. Die Jugendleitung hat einmal jährlich eine 
Jugendversammlung einzuberufen und 
durchzuführen. 

5. Stimmberechtigt bei Wahlen und Beschlüssen sind 
Mitglieder, die das 10. Lebensjahr vollendet haben. 

6. Die Vereinsjugend kann sich eine Jugendordnung 
geben. Diese bedarf der Bestätigung durch den 
Vorstand und tritt frühestens mit der Bestätigung in 
Kraft. 

§ 14 aus Mustersatzung 
übernommen. 
 
Zu Abs. 2: Regelungen über die 
Vereinsjugend sind rechtlich 
nicht vorgeschrieben. Eine 
selbstverwaltete Vereinsjugend 
ist aber mitunter Voraussetzung 
für die Gewährung öffentlicher 
Fördermittel, so z. B. für die 
Jugendfördermittel des Landes 
Baden-Württemberg 
 
Zu Abs. 3 und 4 von 
Sportfreunden bzw. SV Mörsch 
übernommen. 
. 

 § 15 Abteilungen  



 1. Der Vorstand kann die Gründung von rechtlich 
unselbständigen Abteilungen beschließen. Diese 
Abteilungen dürfen kein eigenes Vermögen bilden. 
Neue Sportgruppen innerhalb bestehender 
Abteilungen können jederzeit durch Beschluss des 
Vorstands angeboten werden. 

2. Die Abteilungen werden durch den Vorstand des 
jeweiligen Ressorts geleitet. Zusätzlich kann dieser 
einen Abteilungsleiter ernennen und abberufen. 

3. Die Abteilungsleiter können als besondere Vertreter 
gemäß § 30 BGB bestellt und abberufen werden, 
wenn der Vorstand einen entsprechenden 
Beschluss fasst. 

4. Jede Abteilung regelt die Angelegenheiten und 
Aufgaben ihres sportlichen Bereichs unter 
Einhaltung der Satzung, der Vereinsordnungen sowie 
der Beschlüsse der Vereinsorgane. 

5. Die Abteilungen können sich eine 
Abteilungsordnung geben. Diese muss durch 
Beschluss des Vorstands bestätigt werden. 

Gliederung/Hierarchie der 
Abteilungen: 

1. Ressortvorstand 
(Fußball, Volleyball, 
Turnen, etc.) 

2. Abteilungsleiter 
(optional durch 
Bestimmung des 
Ressortvorstands, 
optional als besonderer 
Vertreter durch 
Gesamtvorstand) 

3. Ausschuss (optional 
durch Ressortvorstand, 
siehe § 12 Abs. 3) 

 
Zu Abs. 1: Mustersatzung sieht 
Mitgliederversammlung vor. 
Entscheidung durch Vorstand 
jedoch praktikabler 
 
Zu Abs. 2: Alternative: 
Bestimmung Abteilungsleiter 
allein durch den Ressort-
Vorstand. Besonderer Vertreter 
jedoch weiterhin nur durch 
Beschluss des 
Gesamtvorstands 
 



Zu Abs. 3: Regelung nicht 
zwingend erforderlich, da 
allgemein bereits in § 12 Abs. 2 
geregelt. Hier nur klarstellend, 
um Stellung eines 
Abteilungsleiters 
hervorzuheben. 
 

§15 Kassenprüfer § 16 Kassenprüfer  

Von der Mitliederversammlung werden aus 
den Reihen der Mitglieder zwei Kassenprüfer 
gewählt. Sie sind Beauftragte der 
Mitgliedschaft und zusammen mit dem 1. 
Kassier für die Richtigkeit der Kassenführung 
verantwortlich. Durch Revisionen der 
Vereinskassen, der Bücher und Belege 
haben sie sich über die ordnungsgemäße 
Buch- und Kassenführung des Vereins auf 
dem Laufenden zu halten. Beanstandungen 
der Kassenprüfer können sich nur auf die 
Richtigkeit der Belege und Buchungen sowie 
der Satzungsgemäßheit erstrecken, nicht 
aber auf die Zweckmäßigkeit und 
Notwendigkeit der dem Vorstand gebilligten 
Aufgaben. 

1. Die Mitgliederversammlung wählt aus dem Kreis der 
stimmberechtigten Mitglieder zwei Kassenprüfer, die 
nicht dem Vorstand angehören dürfen. Die 
Amtsdauer der Kassenprüfer beträgt, berechnet ab 
dem Tag der Wahl, zwei Jahre. Sie bleiben jedoch bis 
zur gültigen Wahl ihrer Nachfolger im Amt. 

2. Die Kassenprüfer prüfen mindestens einmal jährlich 
vor der Mitgliederversammlung die sachliche und 
rechnerische Richtigkeit der gesamten Vereinskasse 
einschließlich aller Konten, Buchungsunterlagen 
und Belege und erstatten dem Vorstand sowie der 
Mitgliederversammlung darüber Bericht. Der 
Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche 
Kassenprüfung anordnen. 

3. Bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte 
beantragen die Kassenprüfer die Entlastung des 
Vorstands im Rahmen der Mitgliederversammlung. 

4. Scheidet ein Kassenprüfer vorzeitig aus, kann der 
Vorstand bis zur nächsten Mitgliederversammlung 
kommissarisch einen Ersatzkassenprüfer berufen. 

Übernommen aus 
Mustersatzung 

§16 Geschäftsjahr   



Das Geschäftsjahr fällt zeitlich mit dem 
Kalenderjahr zusammen. 

Ersatzlos gestrichen In § 1 aufgegangen 

§17 Ordentliche Mitgliederversammlung 
(Generalversammlung) und 
außerordentliche Mitgliederversammlung 

  

Die ordentliche Mitgliederversammlung 
findet alljährlich nach Beendigung der 
Verbandsspiele statt. Der 
Versammlungstermin muss mindestens 14 
Tage vorher den Mitgliedern schriftlich oder 
durch Veröffentlichung im Lokalblatt der 
Gemeinde Rheinstetten (Nachrichten der 
Gemeinde Rheinstetten) bekannt gegeben 
werden. Anträge zur jährlichen 
Mitgliederversammlung sind schriftlich zu 
stellen und müssen 1 Woche vor der 
Versammlung in Händen des 1. 
Vorsitzenden sein. Die Tagesordnung der 
Mitgliederversammlung muss mindestens 
folgende Punkte umfassen: a) b) c) d) e) 
Jahresberichte des 1. Vorsitzenden und der 
einzelnen Abteilungsleiter Bericht über den 
Jahresabschluss und Bericht der 
Kassenprüfer Entlastung des Vorstandes 
und der von ihm bestellten Ausschüsse 
Neuwahlen des Gesamtvorstandes und der 
Kassenprüfer (§11) Anträge Wahlberechtigt 
und wählbar sind Mitglieder, die das 18. 
Lebensjahr vollendet haben. Eine Änderung 
der Satzung kann nur mit einer 

Ersatzlos gestrichen In § 9 und 10 aufgegangen 



Stimmenmehrheit von2/3 der erschienenen 
Mitglieder beschlossen werden. Zur Wahl 
können nur Mitglieder vorgeschlagen 
werden, die in der betreffenden 
Versammlung anwesend sind oder deren 
schriftliches Einverständnis mit der Ihnen 
zugedachten Wahl vorliegt. Alle Wahlen 
erfolgen mit einfacher Mehrheit; bei 
Stimmengleichheit gilt die Wahl als 
abgelehnt. Die in der Versammlung 
gefassten Beschlüsse sind schriftlich 
niederzulegen und vom Versammlungsleiter 
und Protokollführer zu unterzeichnen. Die 
Entlastung des Vorstandes erfolgt durch den 
Wahlleiter, der der Versammlung auch die 
einzelnen Wahlvorschläge unterbreitet. Der 
Wahlleiter wird von der 
Mitgliederversammlung ernannt und darf 
dem Vorstand nicht angehören. Nachdem 
der 1. Vorsitzende gewählt ist, übernimmt 
dieser den Vorsitz der Versammlung und die 
Durchführung der weiteren 
Wahlverhandlungen. Bei Wahlen kann, wenn 
sie nicht einstimmig durch Zuruf erfolgen, 
Abstimmung durch Stimmzettel notwendig 
sein. In dringenden Fällen kann der Vorstand 
selbst oder auf Verlangen von mindestens 
1/10 der ordentlichen Mitglieder eine 
außerordentliche Mitgliederversammlung 
einberufen. Für diese Versammlung genügt 



es, wenn die Bekanntgabe 5 Tage vor dem 
Termin an die Mitglieder, sei es durch 
schriftliche Einladung oder durch 
Veröffentlichung im Lokalblatt der 
Gemeinde Rheinstetten (Nachrichten der 
Gemeinde Rheinstetten) erfolgt. 
 § 17 Vereinsordnungen  

 1. Der Vorstand ist ermächtigt Ordnungen zu erlassen, 
zu ändern oder aufzuheben. Ausgenommen ist die 
Jugendordnung, die von der Vereinsjugend 
beschlossen und vom Vorstand bestätigt werden 
muss. 

2. Zur Durchführung der Satzung kann sich der Verein 
insbesondere folgende Ordnungen geben: 
a. Beitragsordnung 
b. Geschäftsordnung 
c. Finanzordnung 
d. Ehrenordnung 
e. Benutzungsordnung 
f. Datenschutzordnung 
g. Abteilungsordnung 
h. Jugendordnung 

3. Die Ordnungen werden in der jeweils geltenden 
Fassung den Mitgliedern durch Aushang im 
Vereinsheim oder Veröffentlichung auf der Vereins-
Webseite bekannt gemacht und dauerhaft zur 
Einsicht bereitgestellt. 

4. Die Ordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung. 

Regelungen überwiegend 
klarstellend und der Übersicht 
halber in einem § 
zusammengefasst, da diese in 
sehr vielen §§ verteilt sind. 

§18 Haftung § 18 Haftung  



Der Verein haftet gegenüber seinen 
Mitgliedern nicht für die bei den sportlichen 
Veranstaltungen etwas eintreffende Unfälle. 
Er übernimmt gleichfalls keine Haftung für 
etwaige Diebstähle, die auf den 
Sportplätzen und in den Räumen des 
Vereins vorkommen. Der Unfall- und 
Haftpflichtschutz ist durch den Badischen 
Sportbund im Rahmen eines 
Versicherungsvertrages gewährleistet. 

1. Alle für den Verein tätigen Personen, deren 
Vergütung den Ehrenamtsfreibetrag gemäß § 3 Nr. 26 
a EStG im Jahr nicht übersteigt, haften für Schäden 
gegenüber den Mitgliedern und dem Verein, die sie 
in Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit 
verursachen, ausschließlich bei Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit. Werden diese Personen von Dritten 
im Außenverhältnis zur Haftung herangezogen, ohne 
dass Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt, so 
haben sie gegen den Verein einen Anspruch auf 
Ersatz ihrer Aufwendungen zur Abwehr der 
Ansprüche sowie auf Freistellung von Ansprüchen 
Dritter. 

2. Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im 
Innenverhältnis nicht für fahrlässig verursachte 
Schäden, die während der Ausübung des Sports, der 
Nutzung von Anlagen oder Einrichtungen des 
Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen entstehen, 
soweit diese Schäden nicht durch Versicherungen 
des Vereins abgedeckt sind. 

§ 18 komplett aus 
Mustersatzung übernommen. 
 
Zu Abs. 1: Haftung im 
Innenverhältnis nur für Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit. 
 
Haftung durch Dritte im 
Außenverhältnis grundsätzlich 
auch beim Fehlen von Vorsatz 
oder grober Fahrlässigkeit 
möglich. Deshalb auch 
erweiterter Schutz hier geregelt 
(Verein springt in diesen Fällen 
ein). Ziel dieser Regelung ist es, 
ehrenamtliche Arbeit zu fördern 
und diejenigen, die sich 
engagieren, vor rechtlicher oder 
finanzieller Belastung zu 
schützen. 
 
Grundsätzlich zu 
Vereinshaftpflicht (Personen- 
und Sachschäden) und 
Vermögenschadenhaftpflicht: 
Sind Versicherungen für den 
Verein bzw. für die Vorstände 
vorhanden, bezahlbar und 
sinnvoll? 
 



Vermögenschadenhaftpflicht 
ist vorhanden. Mit Blick auf die 
Neufassung klären, inwiefern 
ab 2026 Änderungen notwendig 
sind. Vereinshaftpflicht 
(Personen- und Sachschäden) 
haben wir keine. Auch hier 
prüfen mit Blick auf 2026, ob 
sinnvoll, erforderlich bzw. 
finanzierbar. 
 

 § 19 Datenschutz  

 1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins 
werden unter Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 
der Datenschutz Grundverordnung (DSGVO) der EU 
und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) 
personenbezogene Daten über persönliche und 
sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein 
gespeichert und verarbeitet. Einzelheiten kann der 
Vorstand erforderlichenfalls in einer 
Datenschutzordnung festlegen. 

2. Die Rechte der Mitglieder hinsichtlich ihrer 
personenbezogenen Daten richten sich nach der 
jeweils gültigen Fassung der DSGVO und des BDSG. 

3. Allen für den Verein tätigen Personen ist es 
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt für 
andere als die jeweiligen Aufgaben zu verarbeiten, 
bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen 
oder sonst zu nutzen. Diese Verpflichtung gilt auch 

Übernahme aus Mustersatzung 
 
Zu Abs. 1: Möglichkeit zur 
Einführung einer 
Datenschutzordnung 
 
§ 19 fasst lediglich die 
rechtlichen Vorgaben 
zusammen. Einzelheiten des 
Datenschutzes kann der Verein 
bspw. auch in einer 
Datenschutzrichtlinie oder 
durch Aushang (z. B. Bild- und 
Tonaufnahmen bei 
Vereinsveranstaltungen) im 
Bedarfsfall festlegen, um die 
Satzung nicht zu überfrachten. 
 



nach dem Ausscheiden der betreffenden Personen 
aus dem Verein fort. 

Im Bedarfsfall ggf. hilfreich: 
Unter dem Titel „Datenschutz 
im Verein“ hat das 
Innenministerium Baden-
Württemberg ein Merkblatt 
über die 
datenschutzrechtlichen 
Rahmenbedingungen beim 
Umgang mit 
personenbezogenen Daten in 
der Vereinsarbeit 
herausgegeben 
(https://www.baden-
wuerttemberg.datenschutz.de/
praxishilfen/#vereine) 
 

§19 Auflösung des Vereins § 20 Auflösung des Vereins  

Die Auflösung des Vereins kann erfolgen, 
wenn 3/4 der erschienenen Mitglieder einen 
diesbezüglichen Beschluss in einer 
jährlichen oder außerordentlichen 
Mitgliederversammlung fassen. Bei 
Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder 
bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt 
das Vermögen des Vereins der Gemeinde 
Rheinstetten zur Verwendung im 
gemeinnützigen Sinne und im Interesse des 
Sports zu. 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer 
Mitgliederversammlung beschlossen werden, bei 
der die Beschlussfassung über die Vereinsauflösung 
den Mitgliedern zuvor angekündigt wurde. 

2. Bei einer Auflösung des Vereins oder dem Wegfall 
steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vereinsvermögen an die Stadt Rheinstetten, die es 
unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Zwecke verwenden muss. 

Zu Abs. 2: Begünstigter kann 
frei gewählt werden, solange 
das verbleibende Vermögen für 
steuerbegünstigte Zwecke 
bestimmt ist. 
 
Wie bisher Stadt Rheinstetten 
eingesetzt. 

 § 21 Verschmelzung  

https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/praxishilfen/#vereine
https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/praxishilfen/#vereine
https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/praxishilfen/#vereine


 1. Im Falle einer Verschmelzung mit einem anderen 
Verein fällt das Vermögen an den neu entstehenden 
oder aufnehmenden steuerbegünstigten Verein, der 
es ausschließlich und unmittelbar für 
gemeinnützige Zwecke gemäß § 3 dieser Satzung 
verwenden muss. 

Zu Abs. 1: Analoge Regelung 
beim vom SV Mörsch und 
Sportfreunde 

§20 Schlussbestimmungen § 22 Gültigkeit  

Die Neufassung der Satzung tritt nach 
Genehmigung durch das zuständige 
Registergericht, sowie des zuständigen 
Finanzamtes in Ettlingen und durch den 
Versammlungsbeschluss vom 04.09.1976 in 
Kraft. 

1. Diese Satzung wurde in der ordentlichen 
Mitgliederversammlung am 27. Juni 2025 mit der 
erforderlichen Mehrheit beschlossen. Sie tritt mit 
Eintragung ins Vereinsregister in Kraft. Die Satzung 
vom 23. Februar 1947, zuletzt geändert durch 
Beschluss vom 4. September1976 und 24. Mai1995, 
tritt am selben Tag außer Kraft. 

2. Der Vorstand wird ermächtigt, Änderungen an der 
Satzung vorzunehmen, sofern diese aufgrund 
behördlicher Vorgaben, gesetzlicher Bestimmungen 
oder aus redaktionellen Gründen notwendig sind 
und keine grundlegenden Rechte der Mitglieder 
betreffen. Über die Änderungen sind die Mitglieder 
in der nächsten Mitgliederversammlung zu 
informieren. 

Zu Abs. 2: Ermächtigung des 
Vorstands für Änderungen des 
Satzungsentwurfs, um nach 
Beschlussfassung die weiteren 
Schritte (Vereinsregister, 
Finanzverwaltung, redaktionelle 
Anpassungen), unabhängig von 
einer Mitgliederversammlung, 
durchführen zu können. 
 
Deshalb (zusätzliche, 
absichernde) Beschlussfassung 
in der MV 2025 zu 
Änderungsermächtigung des 
Satzungsentwurfs. 
Formulierungsvorschlag:  
Der Vorstand wird zu 
Anpassungen des 
Satzungsentwurfs ermächtigt, 
soweit diese zur Eintragung des 
Satzungsentwurfs in das 
Vereinsregister nach Vorgaben 
des Registergerichts notwendig 



sind sowie für den Fall, dass 
diese nach den Vorgaben der 
zuständigen Finanzverwaltung 
zum Erhalt des Status als 
steuerbegünstigt notwendig 
sind. Die Änderungskompetenz 
des Vorstands umfasst auch 
redaktionelle Änderungen 
sowie materielle Änderungen, 
soweit diese den Charakter der 
jeweiligen Satzungsregelung 
nicht wesentlich verändern. 

 


